
hicht für die amtliche Sammlung !Pür das Nachschlagewerk !

Pesetas BGB 5 '130 Abs .1* ■'
Bechtssatz:
Sin Erbvertrag, durch den der 23-;jährigOs geistig beschränk­
te .Erblasser seine an .Lebensjahren ältere Schwester zur Ver- 
tragoerbin einsetzt, kann wegen Verstosues gegen § 158 Abs 1 
BwB nichtig sein» 3)as ist der Pull, wenn die■ Schwester tat­
sächlich die Pflege fUr das geistige und körperliche ..ohl 
des Erblassers übernommen hatte und sie ihn unter Ausnutzung 
dieser Stellung im Bewußtsein, dass er die Tragweite des 
Vertrags nicht überblickt, und in dem planm'lssigen Bestre­
ben, erhebliche Teile seines Vermögens an sich zu bringen, 
veranlasst hat, sie in dem Vertrag als Erbin einzusetzen.

Aktenzeichen: IV ZB 21/50
Urteil vom 4. Juni 1951 OLG, Celle,



Verkündet
am 4oJuni 1951
Klett,Justizangestellter
als Urkundsbeauter der 
Geschäftsstelle.

Im Namen des Volkes ]

In dem Rechtsstreit
1} der Ehefrau Y/ilheImine B p m p  geborene V\
2) deren Ehemann den Y/erkmeister Friedrich 

beide wohnhaft in P ^ p ,  Y/pJptrasse
Beklagten, Berufungskl^ger und Revisionskläger, 

- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanv/alt Dr,
g e g e n

geborene in Pidie Yfi'tv/e Ottilie 
W^ppstrasse f ,

Klägerin, Beru:.ungsbeklagte und Revioionsbeklagte, 
- Prozessbevollmächtigter: Hechtsanwalt Dr,

hat der IV» Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 28« Mai 1951 unter Mitwirkung 
des Bundesrichters Tr»Bersch als Vorsitzenden und der 
Bundesrichter Ascher, Br»Hartz, Johannsen und Br»Kregel

für Recht erkannt%
Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des 
5». Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Celle vom 
12» Januar 1950 wird auf ihre Kosten zurückgewie­
sen.

Von Rechts v/egen.-
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Tatbestands
Die Klägerin ist die Witwe des am 28» Januar 1945 

gefallenen Erblassers Otto Dieser entstammt
der 5* Eie seines am*31»Oktober 1924 verstorbenen Va­
ters Karl K ^ p ^ ^ .  Die Beklagte zu 1)., eine Halbschwe­
ster des Erblassers, ist das voreheliche Kind der am 
30»Oktober 1924 verstorbenen 3» Ehefrau des Karl 
4 » .  Der Beklagte zu 2 ist der Ehemann der Beklagten 
zu 1),weitere Verwandtem der Parteien sind Hedwig 

eine Tochter aus 1 »Ehe des Karl 
und Wilhelm ein Bruder des Karl K<

Die Parteien streiten um den Nachlass des Otto
Dieser hat am 13» Januar 1930 einen notariel­

len Erbvertrag mit der Beklagten zu 1) geschlossen» In 
diesem Vertrag setzte er im § 1 die Beklagte zu 1) 
als Universalerbin für den Pall ein, dass er sich 
nicht verheiraten sollte und keine ehelichen Kinder 
bekomme, oder dass nach seiner Verheiratung sowohl sei­
ne Ehefrau -.vie seine Nachkommen vor der Beklagten zu 1) 
verstürben»- Im § 2 des Erbvertrages setzte Otto

die Beklagte zu 1) für den Pall, dass er sich 
verheiratete, aber seine Ehe kinderlos bliebe, eben­
falls als Universalerbin ein» Dazu ist dann bestimmt 
worden, dass in diesem Palle der späteren Ehefrau des 
Otto ein Pflichtteil in Höhe der Hälfte des .
Nachlasses auszuzahlen sei» Die Summe sollte aber min­
destens 5 Jahre über den Tod des Otto hinaus
gestundet sein und den Wert von 12»000 BM nicht-über-, 
steigen» Allerdings sollte die Ehefrau des Otto K ^ |  

berechtigt sein, eine Sickerstellung ihrer Por- 
derung durch Eintragung einer Sicherungshypothek zu
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verlangen,- Der § 3 des Erbvertrages enthält Bestimmun- 
gen für den Pall, dass Otto heiratete und aus
seiner Ehe Kinder bekomme, die ihn überlebten, Für die­
sen Pall sollte gesetzliche Erbfolge für die spätere 
Ehefrau des Otto und dessen Kinder gelten. Der
Beklagten zu 1) wurde für diesen Pall ein Vermächtnis 
von 2,000 BH zugewandt, Im § 4 des Vertrages ist be­
stimmt, dass für den Pall des Todes der Beklagten zu 
1) deren Sohn Friedrich an ihre Stelle trete.

Nachdem Otto am 9«&ärz 1940 die Klägerin
geheiratet hatte, errichtete er am 9«Juni 1940 ein 
privatschriftliches Testament, in dem er erklärte, dass 
er sämtliche letztwilligen Verfügungen, die er etwa 
getroffen haben könnte, ausdrücklich aufhebe. Die Be­
klagte zu 1). solle für alle Zeiten von jedem Erb­
recht nach ihm ausgeschlossen sein. Soweit ihr irgend­
welche Hechte vertraglich eingeräumt sein sollten, ’wi­
derrufe er diese wegen groben Undanks, soweit das mög­
lich sei « In dem Testament setzte Otto die
Klägerin zur Vorerbin und dis Nacherbe.n, falls aus 
seiner Ehe mit der Klägerin Linder hervorgehen soll­
ten, diese Kinder, sonst aber andere Personen, die er 
im einzelnen benannte, ein,

Mit dem am 15« Februar 1947 bei dem Nachlassge­
richt, dem Amtsgericht in Peine, eingegangenen Schrei­
ben hat die Klägerin den Erbvertrag angefochten mit 
der Behauptung, Otto habe einen Erbvertrag
überhaupt nicht absehliessen wollen, Er*sei gläubens 
gewesen, er. habe ein Testament errichtet, das er je­
derzeit widerrufen könne (2 VI 72/47 des Amtsgerichts 
Peine), Das Amtsgericht Peine hat sodann am 20, Lai



1947 der Beklagten zu 1) einen Erbschein dahin er­
teilt, dass sie.auf Grund des notariellen Erbver­
trags vom 13« Januar 1930 Alleinerbin des Otto K ^ H  

sei (2 IV 29/47 des Amtsgerichts Beine)»
Die Klägerin ist der Ansicht, der Erbvertrag sei 

nach § 138 BGBjhichtig. Sie hat behauptet, der Erblas­
ser sei geistig beschränkt und unerfahren gewesen«
Die Beklagte zu 1) habe ihn unter ihren Einfluss ge­
bracht und seine Unerfahrenheit zu ihrem Vorteil aus- 
genutsto Sie habe ihn veranlasst, ihr die Verwaltung 
seines Vermögens zu übertragen, ihr ein Schuldver- 
sprechen über 3500«—  I&I zu erteilen, obwohl er ihr 
nichts schuldig gewesen sei, ihr wegen dieser Ver­
pflichtung eine Sicherungshypothek an seinem Grund­
stück zu bestellen, ihr einen Teil seines Grundbe­
sitzes zu übereignen, ohne einen Gegenwert dafür zu 
zahlen, und schliesslich den Erbvertrag zu ihren 
Gunsten zu schliessen.

Hierzu ist folgendes unstreitig:
Der Erblasser war Alleinerbe seines Vaters» Dessen 
Nachlass bestand im wesentlichen aus einem in Beine
gelegenen Hausgrundstück und etwa 8 borgen Land« Willi
K ^ | ^ ^  war Vormund des Erblassers. Dieser verwaltete 
zunächst auch noch nach Eintritt der Volljährigkeit 
des Erblassers dessen Vermögen bis zum November 1928. 
Danach übe*trug der Erblasser die Verwaltung seines 
Vermögens bis etwa August 1937 der Beklagten zu 1).

Im Jahre 1928 klagte die Beklagte zu 1) gegen 
den.Erblasser und dessen Halbschwester Brau

als angebliche Erben des Karl K^fl|||fc auf Zahlung



von 3500p -  BLI an die Erbengemeinschaft nach dem Tode 
ihrer Hutter, die nach ihrer Behauptung aus den bei­
den Beklagten und ihr selbst bestehen sollte« Zur 
Begründung ihrer Klage machte sie geltend, ihre ver­
storbene Hutter habe ihrem Ehemann Karl K ^ ^ ^ ^  im 
Jahre 1S07 1500«- Mark und im Jahre 1918 einen Be- .
trag von 2000»- Mark geliehen* Die Klage gegen Frau 

ist durch Urteil des 'Landgerichts Hildes­
heim vom 5* Dezember 1928 abgev/iesen worden, da Frau 

nicht Erbin oder Mit erb in des Karl K ^ P  
war» In dem Urteil ist weiter ausgeführt, dass 

die Klägerin von den geltendgemachten 1500.- Mark 
bereits 750*- Mark anlässlich ihrer Hochzeit erhalten 
habe und dass der Restbetrag nach dem Willen der Mut­
ter dem Sohne Otto (^em Erblasser) zustehen
sollte« Für die Hingabe eines Darlehens von 2000«-Mark 
ist nach den Feststellungen des Landgerichts nichts 
erwiesen* Der Erblasser selbst schloss in diesem Ver­
fahren ohi.e Mitwirkung seines Anwalts vor dem beauf- 
tragten Richter des Landgerichts am 11«Januar 1929 ei­
nen Vergleich, in welchem er die Forderung von 3500.«-rRLI 
anerkannte«

Am 13oJanuar 1950, an demselben Tage, ah^deriifauch
w  *— j. ,  •

der Erbvertrag geschlossen wurde, erkannte der Erb.Ei. 
lasser die Forderung von 3500«- ELI erneut zum nota­
riellen Protokoll an« Er verpflichtete sich, den 
Schuldbetrag rückwirkend vom Tage des Vergleichsschlus­
ses mit. 6 io zu verzinsen und zur Sicherung des Dar« 
lehens auf seinem Grundstück an bereitester Stelle 
eine Sicherungsbypothek eintragen zu lassen« Diese



Hypothek ist alsdann auf Grund einer von dem Erblasser 
am 7«.April 1931 abgegebenen Eintragungsbewilligung 
auf dessen Grundstüc... eingetragen worden*

Im Jahre 1930 erwirkte der Erblasser ein Urteil 
*gegen seinen früheren Vormund Willi auf Zah­
lung von 1400*- BH, die dieser als Vergütung für die 
Vermögensverwaltung unberechtigt aus dem Vermögen • 
des Erblassers entnommen hatte«

Durch notariellen Vertrag vom 14.Januar 1933 
verkaufte der Erblasser der Beklagten zu 1) etwa 8 
Morgen land zum Preise von 3650«.- ELI« Im § 4 des 
Kaufvertrages hiess es, dass der Kaufpreis in Höhe 
von 2000.- EH durch Vorauszahlungen der Beklagten 
zu 1) berichtigt sei, der Best des Kaufpreises solle 
in Raten nach freier nachträglicher Vereinbarung .. 
gezahlt werden. Die Grundstücke sind alsdann an die 
Beklagte zu 1) aufgelassen, sie ist auch als Eigen­
tümerin im Grundbuch eingetragen worden.

Mit der Behauptung, dass der Erblasser die Zinsen 
für die Hypothek von 3500.- M  seit dem 1.August 1936 
nicht bezahlt habe, hat die Beklagte im Jahre 1938 
gegen ihn auf Zahlung von 3500.- EH und auf Duldung 
der Zwangsvollstreckung in das Grundstück aus der Si­
cherungshypothek, hilfsweise auf Feststellung ihrer 
Forderung geklagt.

Diese Klage ist- durch Urteil des 4*Zivilsenats 
des Oberlaudesgericlits in Celle vom 4.11.1941 abgewie­
sen worden. In den Entscheidungegründen jenes Urteils 
ist ausgeführt worden, dass die jetzige Beklagte zu 1)
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öen für sie überaus vorteilhaften Vergleich vom U d o  
1929 unter Ausbeutung der Unerfahrenheit dec Otto . 
K O B »  abgeschlossen habe« Der Vergleich vom 11 «Ja­
nuar 1929» ebenso auch die notarielle Vereinbarung vom 
13*1« 1930 sowie die Eintragung der Hypothek von 
3500.- EM für die jetzige Beklagte zu 1) seien wegen 
Verstosses gegen § 138 BGB nichtig«

Die Klägerin hat beantragt,
1) festzustellen., dass der vor dem amlioh be- 

stellten Vertreter des Notars Gustav 
in Hildesheim zwischen dem landwirtscnaxt^
liehen Gehilfen Otto I aus P t f p  und
der Beklagten zu 1) ei 3 Erbvertrag
vom 13.Januar 1930 (Nr 90/30 desRegisrtJors 
des Notars Gustav in H ^ B R R I B )nichtig ist,
die Beklagte zu 1) zu verurteilen, den un­
richtigen Erbschein des Amtsgerichts in Peine 
vom 29.Mai 1947 (2 IV 29/47 und 72/47 des 
Amtsgerichts in Peine), nach welchem die 
Beklagte zu 1) auf Grund des in Ziff 1 be- 
zeichneten Erbvertrages die Alleinerbin des 
am 28. Januar 1945 gefallenen Arbeiters Otto 
K B B  geworden ist, an das Nachlassgericht
.herauszugeben,

' \ •.

Zwangsvollstreckung in das eingebrachte Gut 
seiner Ehefrau zu dulden.

nicht besonders klug gewesen sei, so sei er doch nicht

stets zur Zufriedenheit seiner Arbeitgeber gearbei-

dass der Erblasser geistig zurückgeblieben sei. so

3) den Beklagten zu 2) zu verurteilen, die

Die Beklagten haben 
die Klage abzu

Sie haben behauptet,

unerfahren oder geistig beschränkt gewesen. Er habe

tet. Wenn das Oberlandesgericht in dem Rechtsstreit 
des Erblassers gegen die Beklagte festgestellt habe,
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sei das Oberlandesgericht einer Täuschung erlegeno 
Der Erblasser habe sich damals absichtlich dumm ge­
stellt., Der Erblasser habe die Beklagte zu 1) als 
Vertragserbin eingesetzt, weil sie ihm bei der Aus­
einandersetzung über den väterlichen Nachlass mit 
seiner Halbschwester Frau geholfen und ihm
sein Erbe verschafft habe, weil sie für ihn gesorgt, 
sein Vermögen verwaltet und weil sie auch die krebs- 
kranke Mutter in den letzten Jahren vor ihrem Tode 
gepflegt habe. Das Landgericht hat der Klage statt­
gegeben. Das Oberlandesgericht hat die hiergegen ein­
gelegte Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Gegen . 
dieses Urteil richtet sich die Revision, mit der die 
Beklagten die Abv/eisung der Klage erstreben. Die 
Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen«

Entscheidungsgründe %
Das Berufungsgericht hat zutreffend festgestellt, 

dass der Erbvertrag nach § 138 Abs 1 BGB nichtig ist. • 
Es ist der Revision zwar zuzugeben, dass § 138 BGB 
die Vertragsparteien nicht vor unzweckmässigen Ver­
trägen schützen soll und dass privatwirtschaftlicle 
Maßnahmen nicht deshalb unsittlich sind, weil sie sich 
für einen.der Vertragsschliessenden nachteilig aus­
wirken können. Auch kann ein Erbvertrag nicht wegen 
der Bindung, die er gesetzlich zur Folge hat, oder 
allein deswegen/unsittlich sein, weil der Vertrags­
schliessende Erblasser bei VertragsSchluss erst 23 
Jahre alt war. Schliesslich ist auch der hier zur Er­
örterung stehende Erbvertrag, v/ie die ^evisiori^mit 
Recht aus führt, nach seinem blossen Inhalt ̂niiöht^r^; 
sittenwidrig«



Das Berufungsgericht hat aber die von ihm fest- 
gestellte Sittenv/idrigkeit des Erbvertrags auch nicht 
auf diese Umstände gegründeto Es hat vielmehr aus- .

* ' V. ••geführt, der Erbvertrag sei sittenwidrig, weil•••dle§- 
Beklagte zu 1) den Vertrag unter Ausnutzungder.:-Un-’ 
erfahrenheit und Beschränktheit des Erblassers ge­
schlossen und sich durch den'Vertrag aussergewöhnli­
ehe Vorteile verschafft habe«

§ 138 Abs 1 BGB ist auf Rechtsgeschäfte aller Art, 
nicht nur wie § 138 Abs 2 auf die auf den Austausch 
von Leistungen gerichteten gegenseitigen Verträge 

* anzuwendeno Insbesondere kann ein Rechtsgeschäft nach 
§ 138 nichtig sein, wenn jemand dabei die Unerfahren­
heit eines anderen ausgenutzt hat, um sich einseitig 
einen Vorteil versprechen zu lassen® Hach § 138 Abs 2 
BGB ist ein Rechtsgeschäft nichtig, durch das jemand 
unter Ausbeutung der Unerfahrenheit eines anderen 
sich für eine Leistung Vermögensvorteile versprechen 
oder gewähren lässt, die den Wert der Leistung in aus- 
sergewöhnlichem maß übersteigen® Dieser Tatbestand 
ist, wie das Wort "insbesondere" am Anfang der Vor­
schrift zeigt, nur ein Sonderfall des allgemeinen Tat­
bestandes des § 138 Abs 1. Kann somit nach § 138 Abs 2 
BGB ein auf Austausch von Leistungen gerichtetes 
Rechtsgeschäft, das durch Ausbeutung der Unerfahren­
heit des einen Vertragsteils zustandegekommen ist, 
nichtig sein,,dann kann dieses umso mehr auf ein 
Rechtsgeschäft zutreffen, durch das allein dem Aus­
beutenden Vorteile zugewandt sind, ohne dass er eine 
Gegenleistung erbracht hat® Ist ein Kaufvertrag nich­
tig, weil der Käufer einen Gegenstand unter Ausbeutung
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der Unerfahren!eit des Verkäufers zu einem unverhält- 
nismässig niedrigen Kaufpreis erworben hat, so muss 
das in erhöhtem Maße gelten, wenn der Erwerber sich 
unter den gleichen Umständen die schenkweise Überlas­
sung des Gegenstandes hat versprechen lasseno Auch 
ein Erbvertrag, der für den Vertragserben einen aus- 
sergewöhnlicheri Vorteil bedeutet, ist sittenwidrig 
und nach § 138 Abs 1 BGB nichtig, wenn der Vertrags­
erbe die Unerfahrenheit des Erblassers ausgenutzt hat, 
um diesen zum VertragsSchluss zu bewegen*

Bas Berufungsgericht hat den aussergewöhnlichen 
Vorteil für die Beklagte zu 1) darin gesehen, dass 
sie von dem bei Vertragsschluss erst 23jährigen Erb-- 
lasser zur Ve^tragserbin eingesetzt wurde. Es kann 
fraglich sein, ob unter den gegebenen Verhältnissen, 
der hier geschlossene Erbvertrag überhaupt als. au!Sr’ 
sergewöhnlicher Vorteil für die Vertragserbin ̂ ahge^;#^' 
sehen werden kann. Denn die Beklagte zu 1) war ausser 
der Halbschwester die einzige gesetzliche
-*rbin des Erblassers. Baß der -rblasser sie in der 
V/eise bedachte, wie es in dem Erbvertrag geschehen 
war, war eine durchaus natürliche Regelung, wenn man 
davon ausgeht, dass er mit seiner anderen Schwester 
verfeindet v/ar. Es ist hier zweifelhaft, ob unter die- 
. sen Umständen die Tatsache, dass die Zuwendung nicht 
in der Form eines Testaments, sondern eines Erbver­
trags erfolgte, als.aussergewöhnlicher Vorteil ange­
sehen werden kann* Biese Frage kann jedoch dahinge­
stellt bleiben* Benn die Annahme des Ber/.fungsgerichts, 
die Beklagte zu 1) habe sich hierdurch einen ausser­
gewöhnlichen Vorteil verschafft, ist wie die revision

Ä

«
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mit liecht rügt, in tatsächlicher Hinsicht unzureichend 
begründet• Die Präge, ob der Erbvertrag der Beklagten 
zu 1) einen aussergewöhnlieben Vorteil brachte, ist 
#unter Berücksichtigung aller gegebenen Umstünde und 
der Erwartungen, die die Parteien hinsichtlich des 
Lebensschicksals des Erblassers hegen konnten, zu be­
urteilen* Dabei hat allerdings der Umstand, dass die 
Beklagte zu 1) an Jahren älter war als der Erblasser, 
dass sie möglicherweise vor ihm versterben würde, aus­
ser Betracht zu bleiben. Denn für diesen Pall soll­
ten die Rechte der Beklagten zu 1) auf ihren Sohn
übergehen. Damit, dass dieser vor dem Erblasser ver­
sterben würde, konnten die Parteien bei Abschluss 
des Erbvertrags nicht rechnen. Von Bedeutung ist aber, 
wie weit bei Vertragsschluss damit zu rechnen war, 
dass der Erblasser noch heiraten und Kinder haben wür­
de. Palls er heiratete und Kinder hatte, hätte die 
Beklagte zu 1) nur ein verhältnismässig geringes 
Vermächtnis erhalten, während sie im anderen Palle • 
Alleinerbin werden sollte. Zu dieser Präge hat das 
Berufungsgericht zu Unrecht überhaupt keine Peststel­
lungen getroffen«

Die Beklagte, zu 1) hat sich darauf berufen, dass 
die Zuwendung,.die der Erblasser ihr gemacht hat, be­
rechtigt gewesen sei, da der Erblasser sich ihr zu 
Dank verpflichtet gefühlt habe. Sie habe ihm zu sei­
nem väterlichen Erbteil verholfen, sie habe in ver­
schiedenster Hinsicht für ihn gesorgt, ihn häufig 
und laufend geldlich unterstützt, sein Vermögen ver­
waltet und seine Krebskranke mutter jahrelang ge­
pflegt.

r
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Das Berufungsgericht hat dieses Vorbringen der 
Beklagten als wahr unterstellt und ausgeführt, dass
dennoch die ihr zugewandte Stellung als Vertragserbin 
als aussergewöhnlicher Vorteil anzusehen sei* Soweit 
es sich um die Pflege der Hutter handle, sei zu be­
rücksichtigen, dass diese auch die Hutter der Beklag­
ten zu 1) gewesen sei und dass ihre Pflege für sie als
Tochter eine Selbstverständlichkeit gewesen sei* Bei 
diesen Erwägungen hat .Us das Berufungsgericht ausser
acht gelassen, dass auch der Erblasser als Sohn der. 
Hutter unterhaltspflichtig war und dass er unter Um­
stünden nicht nur moralisch, sondern auch rechtlich 
verpflichtet gewesen sein könnte, die-Schwester-für 
die von ihr aufgewandte Pflege teilweise zu entschä­
digen. Für die Hilfe bei der Erlangung des väterlichen 
Erbteils hat der Erblasser nach Annahme des-Berufungs­
gerichts seinen Dank'in überreichem Maße schon dja- 
durch abgestattet, dass er sich der Beklagten zu 1) 
durch den Vergleich vom 11.Januar 1929 zur Zahlung 
eines Betrages von 3500.- KI verpflichtet hatte, ob­
gleich ihr eine Forderung in dieser Höhe nicht zuge­
standen habe. Daboi hat das Berufungsgericht unberück­
sichtigt gelassen, dass, wenn auch die Vertragsschlies­
senden zur Zeit des Abschlusses des Erbvertrags noch 
von der Gültigkeit des Vergleichs ausging.en, die Be­
klagte zu 1) doch nicht in den Genuss.-dieser Forderung 
gelangt ist, da die Nichtigkeit des Vergleichs, rechts­
kräftig festgestellt worden ist. Schliesslich nimmt 
das Berufungsgericht an, die Beklagte zu 1) sei/für 
die Vermögensverwaltung dadurch entschädigt, dass.sie 
laufend über die Einnahmen aus dem Vermöge#: .des Erb­
lassers habe verfügen können. Auch insoweit hat das
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Berufungsgericht keine genauen Feststellungen getrof­
fen* Bas Berufungsgericht hat nur festgestellt, dass . 
die Beklagte den Erblasser mit den von ihr selbst zu 
fragenden Prozesskosten belastet hat':: Hierbei han­
delt es sich aber nur um einen nicht sehr erhebli­
chen Betrag* Die Behauptung der Beklagten zu 1), dass 
sie den Erblasser laufend unterstützt habe, hat das 
Berufungsgericht ersichtlich nicht beachtet*

Die insoweit getroffenen mangelhaften Feststel­
lungen vermögen der Revision aber nicht zum Erfolg zu 
verhelfen* Denn das Berufungsgericht hat weiter fest­
gestellt, dass die Beklagte zu 1) unter besonders 
verwerflichen Umständen nicht nur die ünerfahrenheit, 
sondern auch die geistige Beschränktheit des Erblas­
sers ausgenutzt hat* Der Erblasser hatte ihr als 
seiner, älteren Schwester sein Vertrauen geschenkt und 
ihr die Verwaltung seines nicht unbeträchtlichen Vor- . 
mögens übertragen* Das Vertrauen, das er ihr schenkte, 
war so gross, dass er nicht einmal genaue Abrechnungen 
über die Vermögensvervyaltung verlangte. Die Beklagte 
war damit praktisch - auch nach ihrem eigenen Vor­
bringen - die Pflegerin für das geistige und körper­
liche Y/ohl des unerfahrenen und mit geringen Geistes- . 
gaben bedachten Beklagten. Diese Stellung hat sie be­
wusst ausgenutzt und das ihr von dem Erblasser ge­
schenkte Vertrauen gröblich missbraucht* Das Berufungs­
gericht hat festgestellt, dass die Beklagte zu 1) 
sich zunächst von dem Erblasser ein Schuldversprechen 
über 3500.—  Pd£ geben liess, obwohl ihr gegen ihn 
nicht einmal eine Forderung in Höhe von 1000*—  EM 
zustand* Sie hat sich das Schuldversprechen ein Jahr

' ■ d r• ■ • I
i
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später noch einmal in notarieller Form geben und sich 
rückwirkend 6 cß> Zinsen für die Forderung gewähren, 
sowie eine Sicherungshypothek dafür an dem Grundstück 
des Erblassers einräumen lassen,, Am gleichen. Tage hat 
sie diesen veranlasst, mit ihr den Erbvertrag zu 
schliessen* Später hat sie ihn bestimmt, ihr unter 
auffälligen Bedingungen einen Teil seines Grundbesit­
zes zu übereigneno Bas alles geschah, wie das Gericht 
feststellt, unter Ausnutzung der Unerfahrenheit und 
geistigen Beschränktheit des Erblassers» Obwohl das 
Urteil es nicht ausdrücklich erwähnt, kann aus der 
ganzen Darstellung des Verhaltens der Beklagten zu 1) 
gegenüber dem Erblasser doch entnommen werden, dass 
das Berufungsgericht der Ansicht gev/esen ist, die Be­
klagte zu 1) habe zielstrebig unter Ausnutzung des 
ihr geschenkten Vertrauens des Erblassers und seiner 
Unerfahrenheit und geistigen Beschränktheit gehandelt, 
um erhebliche Teile seines Vermögens an sich zu brin­
gen. Zur Verwirklichung dieser Absicht hat sie ihn 
auch bestimmt, den Erbvertrag zu schliessen. Der Erb­
lasser stand, wie das Berufungsgericht festgestellt 
hat, völlig unter ihrem Einfluss. Die Beklagte zu 1) 
wusste, dass er auch die Tragweite d.es Erbvertrags 
infolge seiner geringen geistigen Kräfte nicht über­
sehen konnte. Das alles hat sie bewusst für sich aus­
genutzt. Nach dem sittlichen Empfinden des Volkes ver­
dient der geistig nicht voll Entwickelte den Schutz 
und die Hilfe seiner Umgebung. Es wird allgemein als 
verwerflich empfunden, wenn jemand seine mangelnden 
Geistesgaben ausnutzt, um sich dadurch .Vorteile zu 
verschaffen. Ein solches verwerfliches Verhalten ent-

mb*
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hält zwar noch nicht in jedem Palle einen so groben 
Sittenverstoss, dass deswegen das betreffende Rechts­
geschäft, durch das der geistig/Beschränkte ausgenutzt 
wird, stets nach § 138 Abs 1 BGB.nichtig ist. Die 
Richtigkeit des betreffenden Rechtsgeschäfts ist aber 
anzunehmen, wenn, wie hier, die Person, die sich die 
Vorteile verschafft, die eigene Schwester und eigent- 
liehe Betreuerin des geistig Beschränkten ist, der er 
ein besonderes Vertrauen entgegengebracht hat, wenn 
sie bev/usst und in bestimmter Weise zielstrebig dank 
ihrer persönlichen Beziehungen zu ihm seine Unerfahren­
heit und seine geistige Beschränktheit ausnutzt und ihn 
dadurch veranlasst, ihr Vorteile durch ein Rechtsge­
schäft zuzuv/enden, dessen Tragweite er, wie sie weiss, 
vermöge seiner geringen Geistesgaben nicht zu über­
blicken vermag.

Dass der Erblasser geistig beschränkt gewesen 
ist und dass die Beklagte zu 1) diese Eigenschaft bei 
dem Abschluss des Erbvertrages für sich ausgenutzt 
hat, hat das Berufungsgericht ohne VerstÖsse gegen 
das Verfth rensrecht festgestellt, Die hiergegen von 
der Revision gerichteten Angriffe sind nicht begründet«,

Das Berufungsgericht hat auf Grund der überreich­
ten Schulzeugnisse zutreffend festgestellt, dass der 
Erblasser ein schlechter Schüler gewesen ist, Sr. ist
in der 4*Klasse der Volksschule sitzengeblieben und 
aus der 2,Elasse abgegangen, nachdem er wiederum nicht : 
versetzt worden war. Unter diesen Umständen ist der 
von der Revision gezogene Schluss, der Erblasser sei 
ein mittelmässiger Schüler gewesen, nicht vertretbar.



Das Berufungsgericht hat weiter Schlüsse auf die 
geistigen Fähigkeiten des Erblassers aus der Art sei­
ner Beschäftigung und der Bekundung der Seugin 0 ^ ^  

gezogen (S*17 der Urteilsgründe), Zu Unrecht 
bringt die Revision vor, das Berufungsgericht habe 
nicht den ganzen Prozeßstoff berücksichtigt und unter 
Verletzung von Vorschriften des Verfahrensrechts 
nicht alle Beweise erhoben,, Das Berufungsgericht hat 
die berufliche Tätigkeit des Erblassers äia solche 
gewürdigt und festgestellt, 'dass.̂ es. sich dabei nur 
um Verrichtungen ganz einfacher Art gehandelt hat, 
die nur wenig Nachdenken'erforderten* Es ist uner­
heblich, ob es diese Verrichtungen als die Tätigkeit 
eines landwirtschaftlichen Arbeiters oder als. die ei­
nes landwirtschaftlichen Gehilfen bezeichnet;, wie 
die Revision es will» Allein .entscheidend-ist., dass 
daa Berufungsgericht die Art der Tätigkeit des Erb­
lassers richtig festgestdllt hat* Dass aber der Erb­
lasser andere als nur einfache Arbeiten verrichtet 
hat, hat auch die Revision nicht vorgebracht* Ebenso 
hat das Berufungsgericht berücksichtigt, dass der 
Erblasser zeitweise bei einem Postamt beschäftigt ge­
wesen ist. Es hat aber gleichfalls festgestellt, dass 
er auch hier nur einfache Arbeiten zu verrichten hatte. 
Dass das Berufungsgericht die Behauptung der Beklagten, 
der Erblasser sei fähig gewesen, selbständig zu handeln, 
übergangen hat, kann dem angefochtenen Uf.te.il nicht 
entnommen werden. Dieser* Schluss kann nur dann gezogen 
werden, wenn er mit den von dem Berufungsgericht ge­
troffenen Feststellungen nicht vereinbar 'wäre* Das 
ist aber nicht der Fall* Dass der Erblasser im Rahmen
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der ihm übertragenen ganz einfachen Verrichtungen 
auch selbständig handeln konnte, steht dem nicht 
entgegen, dass er an sich geistig beschränkt war*

Das Berufungsgericht war auch berechtigt, von 
der Vernehmung der von den Beklagten in der Beru-ungs- 
begründung genannten 15 Zeugen und von der Vernehmung 
des Zeugen abzusehen. Die Beklagten hatten
durch Benennung von 15 Zeugen unter Beweis gestellt« 
dass der Erblasser geistig völlig normal gewesen sei* 
Das Berufungsgericht hat sich mit diesem Beweisantritt 
auf So 22 der Urteilsgründe auseinandergesetzt und 
ausgeführt, wenn sich der Erblasser auch im täglichen 
Beben vernünftig benommen haben sollte, so zeige doch 
sein.geschildertes Verhalten und die von ihm mit der 
Beklagten zu 1) abgeschlossenen Verträge, dass er 
auf anderen, ausserhalb seines alltäglichen Lebens 
liegenden Gebieten völlig unerfahren gewesen sei 
und dass er geminderte geistige Fähigkeiten besessen 
habe. Diese Ausführungen lassen erkennen, dass das 
Berufungsgericht als wahr unterstellt hat, der Erb­
lasser habe im gewöhnlichen Leben den Eindruck eines 
völlig normalen Menschen gemacht0 Unter diesen Um­
ständen konnte das Berufungsgericht hier davon abse- 
hen, die von den Beklagten benannten 15 Zeugen, zu ver­
nehmen. Hat die Beklagte in ihrem Beweisantrag auch 
die Behauptung unter Beweis stellen wollen, dass der 
Erblasser auch iri nicht äiltäglibheif Lagen und unter 
aussergewöhnlichen Verhältnissen wie ein normaler 
Mensch gehandelt habe, so brauchte das Berufungsge­
richt dem Beweisantrag gleichfalls nicht stattzugeben. 
Denn insoweit waren bestimmte einzelne Tatsachen, für
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die die Zeugen benannt waren, nicht behauptet, -̂ er 
Beweisantrag hätte insoweit dem § 373 ZPO nicht genügt. 
Das Gericht durfte ihm als unzulässigem Beweisermitt- 
luhgsantrag nicht stattgeben. In das V/issen des Zeu­
gen hatten die Beklagten die Behauptung ge­
stellt, dass der Erblasser sich in schwierigen und 
unangenehmen Lagen häufiger dumm gestellt habe. Das 
Berufungsgericht hat in dem angefochtenen Urteil aus­
geführt, dass diese Tatsache nicht den Schluss recht- 
fertige, der Ei’blasser sei ein erfahrener und geistig 
nicht beschränkter Mensch gewesen. Mit Rücksicht dar­
auf hat es die Vernehmung des Zeugen S p ^ ^ )  für 
nicht erforderlich gehalten. Diese Schlußfolgerung 
ist, soweit sie im Zusammenhang mit den tatsächlichen 
Feststellungen steht, eine Tatsachenwürdigung, die der 
Nachprüfung durch das Revisionsgericht entzogen ist,
da sie nicht gegen Denkgesetze oder ErfahrungsSätze 
des Lebens verstösst. Das Beiufungsgericht konnte mit
dieser Begründung von der Vernehmung des Zeugen Sp^|P

absehen. •
Ebenso kann dem angefochtenen'Urteil. nicht entnom­

men werden, dass es die Aussage der Zeugin nur
unvollständig gewürdigt hat. Das Berufungsgericht hat 
sich auf die ganze Aussage der Zeugin bezogen, jedoch

t * ’• *nur .ein Teil ihrer-Aussage in den Entscheidungsgründen 
ausdrücklich hervorgehoberi. Daraus folgt, dass das Be­
rufungsgericht nur diesen Teil der Zeugenaussage als 
erheblich angesehen hat. Diese Erwägung verstösst nicht 
gegen das dem Berufungsgericht in § 286 ZPO eingeräumte 
freie Ermessen. Denn die nicht ausdrücklich erwähnte 
Aussage der Zeugin, der Erblasser sei so gewesen, wie



die meisten vernünftigen uenschen, die Zeugin habe 
ihn in keiner Weise für anormal oder geistig krank 
oder geistesschwach gehalten, steht mit den Fest­
stellungen des Bemfungsgerichto über die geistige 

• Beschränktheit des Erblassers nicht in Widerspruch* 
Dieser feil der Aussage der Zeugin bezog sich erkenn­
bar nur auf das Verhalten des Erblassers in normalen 
Lebenslagen* Dass der Erblasser dort keinen auffälli­
gen Eindruck, gemacht hat, hat das Berufungsgericht 
wie bereits ausgeführt, selbst unterstellt*

Gleichfalls ist nicht ersichtlich, dass das Be­
rufungsgericht die Tatsache unberücksichtigt gelassen 
hat, dass der Erblasser bei dem Zeugen über
2 Jahre als landwirtschaftlicher Gehilfe beschäftigt 
gewesen ist* Das Berufungsgericht hat festgestellt, 
dass der Erblasser den ihm übertragenen Beschäftigun­
gen gewachsen v/ar* Es ist daher nicht zu beanstanden, 
wenn das Berufungsgericht aus der Dauer seiner Be­
schäftigung bei den einzelnen Arbeitgebern keine 
Schlüsse gezogen hat und deswegen hierauf nicht aus­
drücklich eingegancen ist*

Die Ausführungen der Revision zu Ziff II 3 der 
. Revision, die' sich gegen die Würdigung des Verhaltens 
des Erblassers in dem Rechtsstreit II 0 46/28 des 
Landgerichts Hildesheim richten,. bewogen sich auf

• *.«;v.• •fl**!'''dem dem Revisionsgericht verschlossehen ̂ tätrichterli- 
chen Gebiet* Das Berufungsgerichfe^häi; bei seiner Wür-
digung nicht gegen Denkgesetze.-oder Erfahrungssätze

• ..
des Lebens verstossen. Es .ist auch1 nicht erkennbar,, 
inwieweit das Berufungsgericht den vorgetragenen Pro- - 
zeßstoff nicht vollständig; berücksichtigt hat. Das



Berufungsgericht hat den Prozeßstoff eingehend und nach 
den verschiedensten Dichtungen geprüfte Es kann von 
ihm schlechterdings nicht verlangt werden, dass es 
alle einzelnen Behauptungen ausdrücklich erwähnt und 
erörtert* Auf dem dem Revisionsgoricht entzogenen tat­
richterlichen Gebiet liegt au~h die Feststellung des 
Berufungsgerichts, der Erblasser habe der Beklagten 
zu 1) die Verwaltung seines Vermögens übertragen, weil 
er sich diese Aufgabe nicht sugetraut habe.

Der Behauptung, dass der Kaufpreis für die der 
Beklagten zu 1) veräusserten- Grundstücke in Aöhe von 
2000.- KM mit solchen Auslagen verrechnet worden ist, 
die die Beklagte für den Erblasser gemacht hatte, 
brauchte das Bc ufungsgericht nicht näher nachzugehen. 
Denn es*hat diese Behauptung der Beklagten, wie die 
Urtcilsgründe auf S.20 ergeben, als wahr unterstellt.

Die Ausführungen der Revision, das Berufungsge-v 
rieht habe ohne nähere Begründung dargelegt, dass 
während der Vermögensvervvaltung nur Besprechungen 
über Einnahmen und Ausgaben stattgefunden hätten, die 
keinen vollständigen Überblick ergeben hätten, sind 
unzutreffend. Das Berufungsgericht hat sich mit die­
ser Darlegung auf S. 21 der Urteilsgründe befasst 
und für seine Feststellungen auf die eigenen Angaben 
des Erblassers und der Beklagten zu 1) sowie auf die 
Bekundung des Zeugen S p ^ ^ H  verwiesen., Die graue 
Mappe mit den Abrechnungsbelegen konnte das Berufungs­
gericht in seinen Prüfungen nicht einbeziehen. Denn 
die Beklagte zu 1) hatte in dem Rechtsstreit II 0// 
491/38 in dem Schriftsatz vom 17.Oktober 1938 vorge­
tragen, dass die Belege nicht vollständig seien.
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Schliesslich ist gegenüber dein Finwand der itevi- 
sion hervorzuheben, dass das angefochtcne Urteil 
durchaus erkennen lässt, über welche Teile der heran­
gezogenen Beiakten verhandelt worden ist, Zwar sind 
in dem Tatbestand des Urteils nur die herangezogenen 
'Akten aufgeführt und festgestellt, dass der Inhalt 
dieser Akten Gegenstand der mündlichen Verhandlung 
gewesen ist, -4s ist der Revision zuzugeben, dass 
diese allgemeine Feststellung an sich nicht ausrei­
chend ist, Bonn es ist kaum anzunehmen, dass die gan­
zen, teilweise umfangreichen Akten Gegenstand der 
mündlichen Verhandlung gewesen sind, Darüber, welche 
Aktenstücke in der mündlichen Verhandlung tatsächlich 
erörtert worden sind, kann dem Tatbestand nichts ent­
nommen werden. Diese im Tatbestand fehlende Feststel­
lung kann aber hier aus den iintscheidungsgründen ent­
nommen werden» In den Entscheidungsgrlüiden ist je­
weils auf die verschiedenen Aktenstücke, die die Ur­
teil sgrundläge gebildet haben, verwiesen, Ds ist nicht 
anzunehmen und auch von der revision nicht behauptet, 
dass diese Aktenstücke nicht Gegenstand der Verhand­
lung gewesen sind oder dass über weitere Teile der 
Akten verhandelt worden ist, die auch in den Gründen 
nicht aufgeführt und unberücksichtigt geblieben sind»

Da somit, auch die verfahrensrechtlichen Rügen der 
Revision unbegründet sind, musste diese mit der Kosten­
folge aus § 97 ZPO zurückgewiesen werden»

V
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Der Streitwert wird auch für die Keviij ionsin- 
stanz auf 15 000«—  III festgesetzt«

Di-plersch Ascher Dr «Hartz Kregel Johanns en«
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